
G. — eine Bewußtseinsstörung vorlag, durch die die Fä­
higkeit, sich bei der Entscheidung zur Tat von den da­
durch berührten Regeln des gesellschaftlichen Zusam­
menlebens leiten zu lassen, erheblich beeinträchtigt war 
(§ 16 Abs. 1 StGB).
Für den Angeklagten S. ergibt sich, daß trotz vermin­
derter Zurechnungsfähigkeit (§ 16 Abs. 1 StGB) die 
Strafe nicht herabgesetzt werden darf, weil er sich je­
weils schuldhaft (§ 6 Abs. 2 StGB) in den die Zurech­
nungsfähigkeit vermindernden Zustand versetzt hat 
(§ 16 Abs. 2 StGB, letzter Satz). Trotz einer gewissen 
Beeinträchtigung seiner Fähigkeit, den Alkoholgenuß 
zu meiden oder zu steuern, blieb ihm die Möglichkeit 
eigener Entscheidung zum Alkoholgenuß. Wie das Gut­
achten ausweist, war der Genuß alkoholischer Getränke 
Voraussetzung für den Eintritt verminderter Zurech­
nungsfähigkeit. Dieser Umstand könnte dem Angeklag­
ten S. nur dann zugute gehalten werden, wenn ihm diese 
besondere Wirkung des Alkohols auf ihn nicht schon 
vor den in Rede stehenden Straftaten bekannt gewesen 
wäre. Er hat .jedoch mehrfach die Erfahrung gemacht, 
daß er nach Genuß geringer Mengen Alkohols stark ge­
reizt war und immer gleich zuschlug, wenn ihn nur 
jemand ansah. Strafmildernde Gesichtspunkte ergeben 
sich somit aus § 16 StGB nicht.

Zivilrecht

§§ 459, 480 BGB; AO über die Behandlung von Kunden­
reklamationen vom 20. Mai 1966 (GBl. II S. 386) mit 
Anlage „Merkblatt Kundenreklamationen im Einzel­
handel“.
1. Beim Einzelhandelskauf darf der Verkäufer als Aus­
nahme von dem grundsätzlich bestehenden Recht des 
Käufers, die einzelnen Gewährleistungsrechte wahl­
weise geltend zu machen, dann von der Möglichkeit der 
Nachbesserung Gebrauch machen, wenn der Mangel der 
Ware kurzfristig einwandfrei beseitigt werden kann und 
dadurch die berechtigten Interessen des Käufers ge­
wahrt bleiben.
2. Das Nachbesserungsrecht steht dem Verkäufer ins­
besondere dann nicht zu, wenn eine einwandfreie Be­
hebung der Mängel nicht möglich ist (hier; Verbleib 
sichtbarer Spuren der Reparaturarbeiten sowie Gefahr 
der Fortsetzung vorhandener Unterrostungen an einem 
Pkw), eine bereits vorgenommene Nachbesserung — 
auch wenn sie im Rahmen der Garantieleistungen er­
bracht wurde — nicht zur vollständigen Behebung der 
beanstandeten Mängel geführt hat oder wenn nach er­
folgter Nachbesserung neue schwerwiegende Mängel 
auftreten und auf Grund aller Mängel der Käufer das 
Vertrauen in den Kaufgegenstand berechtigt verloren 
hat.
OG, Urt. vom 19. Oktober 1972 - 2 Zz 7/72.

Der Kläger hat am 25. Januar 1971 beim Verklagten 
einen Pkw gekauft. Nach kurzem Gebrauch stellten sich 
am Fahrzeug Mängel heraus. Diese teilte er mit Schrei­
ben vom 19. Februar 1971 dem Hersteller mit. Durch 
dessen Beauftragten ist das Fahrzeug am 24. März 1971 
besichtigt worden. Am gleichen Tage und am 29. März 
1971 wurden daran Reparaturen durchgeführt. Mit 
Schreiben vom 12. April 1971 hat sich der Kläger an den 
Verklagten gewandt und unter Hinweis auf die ihm zu­
stehenden Gewährleistungsrechte Ersatzlieferung gefor­
dert, weil er mit dem Ergebnis der Nachbesserung nicht 
zufrieden war und sich nachträglich weitere Mängel 
herausgestellt hatten.
Mit Schreiben vom 21. April 1971 teilte der Verklagte 
mit, daß er für Schäden, die durch unsachgemäße Repa­
ratur in der Vertragswerkstatt entstanden seien, nicht

aufkommen könne. Im übrigen sei, bevor über eine Er­
satzlieferung abschließend entschieden werden könne, 
die Besichtigung des Fahrzeugs erforderlich.
Nach Überprüfung des Pkw hat der Verklagte mit 
Schreiben vom 2. Juni 1971 eine Ersatzlieferung abge­
lehnt, weil die aufgetretenen Mängel durch Nachbesse­
rung einwandfrei und kurzfristig zu beseitigen seien. 
Von diesem Recht mache er Gebrauch.
Das ist unstreitig.
Mit der daraufhin erhobenen Klage hat der Kläger vor­
getragen, daß folgende Mängel am Fahrzeug aufgetreten 
seien:
1. Das Schiebedach fluchte nicht mit den Dachkonturen;
2. die Scheinwerfer seien nicht ordnungsgemäß einge­
stellt gewesen;
3. die in der Beschreibung angegebene weiße Blend­
klappe mit Make-up-Spiegel sei nicht geliefert worden;
4. die Türen seien ungenügend abgedichtet;
5. die Lackoberfläche sei an den Türgriffen und an der 
Entlüftung verschmutzt;
6. die Kugelgelenke an den Vorderrädern zeigten bereits 
nach 1 057 km ein unzulässiges Spiel;
7. eine Zündkerze sei nach kurzem Gebrauch unbrauch­
bar geworden;
8. die Tonqualität des eingebauten Auto-Supers sei völ­
lig unzureichend, was auf mangelnde Entstörung der 
Lichtmaschine, des Gebläses und der Spritzeinrichtung 
der Scheibenwaschanlage zurückzuführen sei;
9. der mittlere Kolben des Motors sei eingefallen, was 
auf eine zu enge Passung von Kolben und Zylinder zu­
rückgeführt werden müsse;
10. das Lagerspiel im linken Hinterrad sei unzulässig 
groß;
11. der Innenspiegel zeige infolge optischer Divergenzen 
ein doppeltes Bild;
12. die linke vordere Tür klemme beim öffnen;
13. es bestünden Roststellen in verschiedenen Bereichen 
der Lackoberfläche, insbesondere dort, wo Karosserie­
bleche überlappen;
14. die Konservierung am Auspuffschalldämpfer und an 
anderen Stellen sei mangelhaft;
15. der Tachometer sei schadhaft.
Weiter hat der Kläger vorgetragen, die bisherigen Nach­
besserungen hätten nur zu Teilerfolgen geführt und 
sichtbare Spuren am Pkw hinterlassen, die die Qualität 
und den Standardwert des Fahrzeugs gemindert hätten. 
Abgesehen davon, daß der Verklagte nur die Mängel 
zu Ziff. 9, 10 und 15 anerkannt habe, könnten insbeson­
dere die Korrosionsschäden nicht einwandfrei behoben 
werden. Es sei unzumutbar, ihn immer wieder auf Nach­
besserung zu verweisen.
Der Kläger hat beantragt, den Verklagten zu verurtei­
len, an ihn im Wege der Ersatzlieferung einen Pkw 
gleichen Typs zu liefern.
Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. 
Die Mängel zu Ziff. 1, 4, 6, 8, 9, 10, 11, 12, 13, 14 (teil­
weise) und 15 hat er anerkannt. Gleichzeitig hat er sich 
zur Mängelbeseitigung verpflichtet und behauptet, daß 
diese kurzfristig bei Herstellung der vollen Gebrauchs­
werteigenschaften des Fahrzeugs möglich sei. Sie würde 
bereits erfolgt sein, wenn der Kläger den mehrf; chen 
Aufforderungen, das Fahrzeug dazu bereitzusti llen, 
Folge geleistet hätte. Seit mehreren Monaten stehe ein 
kompletter Austauschmotor zur Verfügung. Für den 
Fall einer längeren Reparaturzeit werde dem Kläger 
kostenlos ein Leihfahrzeug gestellt. Auch der während 
des Verfahrens an der Heizung aufgetretene Mangel 
werde behoben.
Das Kreisgericht hat nach Einholung eines technischen 
Gutachtens die Klage abgewiesen. Diese Entscheidung 
hat es damit begründet, daß die Wiederherstellung der 
vollen Funktionstüchtigkeit des Pkw durch Nachbesse­
rung möglich und lediglich eine geringe Wertminderung 
zu erwarten sei. Das sei dem Kläger zur Wahrung volks­
wirtschaftlicher Interessen zuzumuten.
Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.
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